
Hessen

Deutschland hat gewählt –  
neue Bundesregierung muss 
schnell Zeichen setzen und liefern!
Im zurückliegenden Februar fanden vorge-

zogene Bundestagswahlen statt. Zum Zeit-
punkt der Artikelerstellung (Ende Januar) ist 
der Wahlausgang nicht vorhersehbar. Fakt 
ist, dass eine neu gewählte Bundesregie-
rung schnell liefern muss, um das Land wie-
der „auf Kurs“ zu setzen. Der CDU-Spitzen-
kandidat Friedrich Merz stellte mit Blick auf 
einen möglichen Koalitionspartner noch im 
Wahlkampf öffentlich fest: „Ich möchte nach 
den Bundestagswahlen nur in eine Regie-
rung eintreten, wenn Polizei, Gerichte und 
Staatsanwaltschaften die nötigen Instru-
mente in die Hand bekommen. Wer das nicht 
will, bleibt am Wegesrand stehen!“ Ende Ja-
nuar stimmte der Deutsche Bundestag na-
mentlich über Anträge der Unionsfraktio-
nen zur Verschärfung der Migrationspolitik 
und zur inneren Sicherheit ab. Gewalttaten 
wie in Solingen, Magdeburg und Aschaffen-
burg verschärfen den Wahlkampf deutlich 
und spalten dabei das Land. Als GdP begrü-
ßen wir ausdrücklich die Ausweitungen der 
Befugnisse der Bundespolizei. Ohne zusätz-
liches Personal in Bund und Ländern wird 
dies nicht umsetzbar sein. Gelingt es der bür-
gerlichen politischen Mitte nicht, einen trag-
fähigen Kompromiss im Sinne der Bevölke-
rung zu finden, führt dies zu weiteren Stär-
kungen der politischen Ränder.

Den zurückliegenden Bundestagswahl-
kampf haben wir als GdP genutzt, um unse-
re Protestaktionen bei CDU und SPD medi-
enwirksam zu platzieren. Bekanntlich sind 
wir die „einzige Polizeigewerkschaft“, die 
den Beamtenfrust als Meinungsführer in 
Hessen immer wieder in die Öffentlichkeit 
getragen hat. Schon grotesk, wenn wir wie 
anlässlich des CDU-Parteitages in Alsfeld 
feststellen müssen, dass Funktionäre ande-
rer Gewerkschaften als Ehrengäste oder Teil-
nehmer die Parteiveranstaltung besuchen, 
den Protest ihrer Kolleginnen und Kolle-
gen vor der Halle ignorieren. Selbst der In-
nenminister Prof. Dr. Poseck nahm sich die 
Zeit, um mit den GdP-Kolleginnen und -Kol-
legen zu sprechen. Auch der hessische Mi-

nisterpräsident zog es vor, einen anderen 
als den Haupteingang in der Hessenhalle in 
Alsfeld an diesem Abend zu wählen. Scha-
de, denn Boris Rhein lobt sonst immer wie-
der die gute Arbeit der Polizei! Bundeskanz-
ler Scholz war bei der SPD in Wiesbaden zu 
Gast, die GdP war da. Der stellv. Minister-
präsident Mansoori nahm sich einige Mi-
nuten, um mit uns Protestierenden zu spre-
chen. Höhepunkt unserer Protestaktionen 
war der 1. Februar in Frankfurt. Tausende 
kamen zum Opernplatz und machten mit ih-
ren Familien ihrem Unmut Luft! Wer 180 Mil-
lionen Euro bei seinen Beamten spart, igno-
riert die herausragenden Leistungen der Po-
lizei-, Fach- und Verwaltungsbeamten!

Blick nach innen

Die Bemühungen des RP Kassel, beim Ge-
samtthema Beihilfe vor die Lage zu kommen, 
schreiten fort, sind aber noch immer stark op-
timierungsbedürftig! Gerade im Bereich der 
Pflege dauern die Bearbeitungszeiträume lei-
der noch immer viel zu lange! Aber noch ein 
anderes Thema treibt die Polizei insbesonde-
re um: der Umgang mit Kolleginnen und Kol-
legen, die einen Dienstunfall erlitten haben! 
Werden beispielsweise nach körperlichen 

Schädigungen im Dienst Anschlussbehand-
lungen notwendig, nimmt die Anzahl derer 
zu, die auf Kosten „sitzen bleiben“! Grund 
sind die weiterentwickelten Gebührenord-
nungen, beispielsweise für die Gewährung 
von Physiotherapie. Hier gilt es, dringend 
Abhilfe zu schaffen. Wenn Polizeibeschäftig-
te Dienstunfälle erleiden, dürfen diese nicht 
mit den erlittenen Schäden alleingelassen 
werden. Körperliche und psychische Erho-
lungsphasen sind das eine, das andere sind 
Kosten, die nur der Dienstherr zu tragen hat!

Im Bundesvorstand kämpfen wir ge-
meinsam für eine bundeseinheitliche Un-
fallentschädigung. Die Menschen, die sich 
im Dienst aufopfern, müssen besser abge-
sichert sein. Zurzeit müssen wir Polizisten 
oft Spenden sammeln, um zu helfen, da der 
Dienstherr an unfairen und nicht zeitgemä-
ßen Gesetzen festhält. Die schrecklichen Er-
eignisse in Kusel, Mannheim, Lauchhammer 
und viele andere Einsatzsituationen verdeut-
lichen auf dramatische Weise das hohe Be-
rufsrisiko von Polizeibeschäftigten in ganz 
Deutschland. Die gesetzliche Fürsorgepflicht 
der Dienstherren muss an die Realität von Po-
lizeifamilien angepasst werden. Der Fürsor-
geanspruch richtet sich an Polizeifamilien 
und nicht an Partnerschaftsmodelle, wie eine 
Ehe. Die GdP fordert daher weiterhin und ve-
hement eine bundeseinheitliche Unfallent-
schädigung von mindestens 500.000 Euro, 
von denen 300.000 Euro Hinterbliebenen
familien im Todesfall gewährt werden. Au-
ßerdem sollen auch Berufsanfänger, die in 
denselben Einsatzlagen wie alle anderen ih-
ren Dienst verrichten, gleichgestellt werden.

Auch bei der Gewährung der Angriffs-
entschädigung ist dringender Änderungs-
bedarf erforderlich. Es darf nicht dem „Zu-
fall“ überlassen bleiben, ob die derzeit völlig 
überlastete Justiz eine Rechtswidrigkeit des 
Angriffs feststellt oder nicht. Dieses Tatbe-
standsmerkmal ist die derzeitige Grundvor-
aussetzung für die Gewährung der Angriffs-
entschädigung. Hier muss im Sinne der Sa-
che gehandelt werden. Sonst verkommt die 

Jens Mohrherr
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gut gemeinte Angriffsentschädigung zum 
„Titel ohne Mittel“!

Stühlerücken im 
Landespolizeipräsidium  
und in nachgeordneten 
Polizeibehörden

Kein Geheimnis ist die Tatsache, dass der am­
tierende Landespolizeipräsident mit Ablauf 
des Monats Mai, nach über 50 Dienstjahren, 
in den wohlverdienten Ruhestand tritt. Ge­
nauso lang ist Robert Schäfer auch treues Mit­
glied in der Gewerkschaft der Polizei! Bereits 
seit 1. Januar ist der Stellvertreterposten als 
LPP vakant, da sich der bisherige Stellenin­
haber in Richtung Staatskanzlei verabschie­
dete. Wie so häufig rasen Spekulationen um 
mögliche Nachfolger durch die Amtsstuben. 
An diesen möchte ich mich nicht beteiligen. 
Im Bereich der nachgeordneten Polizeibehör­
den ist für das PP Nordhessen nach dem Aus­
scheiden von Präsident Konrad Stelzenbach 
bereits ein Nachfolger benannt: Marco Bärtl 
wird ab April die Geschicke der über 2.000 Be­
schäftigten in Nordhessen lenken! Eine gute 
Wahl, denn Marco Bärtl kennt die hessische 
Polizei nicht nur aus drei Laufbahngruppen, 
sondern aus einer Vielzahl von polizeilichen 
Verwendungen! Besonders beeindruckend 
ist die Tatsache, dass der „Bad Arolsener Fa­
milienmensch“ mehr als vier Jahre im Lan­
despräsidium gewirkt hat. Mit Blick in ande­
re Polizeibehörden wird es auch im laufenden 
Jahr Veränderungen geben. Aus der Erfah­
rung heraus erlaube ich mir an dieser Stel­
le die Feststellung, dass eine Stellenvakanz 
in Spitzenämtern immer einen Dominoeffekt 
nach sich zieht. Hoffentlich überblicken die 
Entscheidungsträger, dass wir bis heute kei­
ne Frau als Polizeipräsidentin bei der hessi­
schen Polizei haben. Das war schon mal an­
ders und kann keinesfalls die Leistungsfä­
higkeit unserer Kolleginnen widerspiegeln.

Die Hessische Polizeistiftung

Es ist mir an dieser Stelle ein besonderes An­
liegen, auf unsere Hessische Polizeistiftung 
aufmerksam zu machen. In den über 50 Jah­
ren ihres Bestehens konnte die Polizeistiftung 
vielen Kolleginnen und Kollegen, Angehöri­
gen und Hinterbliebenen in Notlagen helfen. 
Seitdem ist auch die polizeiliche Arbeitsbelas­

tung deutlich angestiegen! Internetkrimina­
lität, Bekämpfung der Kinderpornografie, 
zunehmende psychische Belastungen durch 
Arbeitsverdichtungen, zunehmende Gewalt 
in der Gesellschaft, im Dienst getötete Kolle­
ginnen und Kollegen usw.!

Die unterstützungswürdigen Vorgän­
ge nehmen kontinuierlich zu, die Spenden­
bereitschaft in der Gesellschaft leider nicht. 
Auch viele Polizeibeschäftigte in unseren Rei­
hen wissen nicht, dass die Hessische Polizei­
stiftung „die ureigenste Stiftung der Polizei­
beschäftigten in Hessen“ ist. Auch gerade im 
Seminarformat (R)AusZeit ist die Polizeistif­
tung tragende Säule und ein Gründungspate 
des Seminarformats. Physische und psychi­
sche Belastungen sind normaler Bestandteil 
menschlichen Lebens – auch des Dienst- 
und Arbeitslebens. Die Anforderungen an 

die Belastbarkeit sind jedoch im Polizeiberuf 
grundsätzlich höher als in den meisten ande­
ren Berufen. Ob diese Anforderungen zu ne­
gativen Folgen führen, hängt einerseits vom 
Ausmaß der Belastung (Intensität und Dauer) 
und andererseits von den individuellen Be­
wältigungsmöglichkeiten (Ressourcen) der 
einzelnen Personen ab, damit umzugehen. 
Aus diesem Grund hat die Hessische Polizei­
stiftung, in enger fachlicher Zusammenarbeit 
mit dem Zentralen Psychologischen Dienst 
(ZPD) der hessischen Polizei, vor elf Jahren 

die Seminarreihe (R)AusZeit konzipiert. Die 
Seminare sind aus der Tatsache erwachsen, 
dass diejenigen Beamtinnen und Beamte, die 
in besonders (psychisch) belasteten Dienst­
stellen täglich ihren Dienst verrichten, auch 
einer besonderen psychologischen Betreu­
ung und Nachsorge durch den Dienstherrn 
bedürfen. Belastungen im Polizeidienst las­
sen sich zwar grundsätzlich nicht vermeiden, 
aber wir hoffen, dass wir durch die (R)Aus­
Zeit-Seminare einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten können, dass negative Konsequenzen 
so gering wie möglich gehalten werden und 
die Tätigkeit trotz qualitativer oder quantita­
tiver Belastung als gute Arbeit wahrgenom­
men wird. In den (R)AusZeit-Seminaren be­
steht für jede Teilnehmerin/jeden Teilnehmer 
die Möglichkeit, umfangreiche Angebote zur 
Stressbewältigung wahrzunehmen sowie 

aufgebrauchte, dringend benötige Ressour­
cen wieder aufzufüllen, um dann wieder mit 
einem anderen Bewusstsein und neuer in­
nerer Balance an den Arbeitsplatz zurückzu­
kehren. Wir tun viel Gutes, können aber auf­
grund der Komplexität der Unterstützungs­
leistungen nicht über einzelne Fälle reden. 
Bitte unterstützt die gute Sache. Kollegiale 
Grüße

Jens Mohrherr,  
Landesvorsitzender
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WER EINMAL LÜGT … 

Über 2.000 Beamtinnen und 
Beamte zeigen in Frankfurt Flagge!
Die DGB-Mitgliedsgewerkschaften haben 

einmal mehr bewiesen, dass auf sie Ver-
lass ist! Über 2.000 Mitglieder und Familien-
angehörige folgten dem landesweiten Auf-
ruf in die Mainmetropole. Schade nur aus 
Sicht der Gewerkschaft der Polizei, dass zeit-
gleich im südosthessischen Neu-Isenburg 
der Parteitag der AfD zu den Bundestags-
wahlen stattfand. Das habe eine Menge Kol-
leginnen und Kollegen an diesem Wochen-
ende beschäftigt, resümierte GdP-Landes-
chef Mohrherr.

Los gings stimmungsvoll vom Kaisersack 
in Richtung Opernplatz. Trommeln und Mu-
sik heizten den Demonstrierenden bei frosti-
gen Temperaturen ein. Viele Bürgerinnen und 
Bürger der Stadt klatschten Beifall und unter-
stützten die Anliegen der Landesbeamtinnen 
und -beamten mit spontanem Applaus!

Selbstredend wurden beim fast vierstün-
digen Aufzug und der sich anschließenden 
Abschlusskundgebung auch die Bundes-
tagsereignisse thematisiert und kritisiert.

Angekommen auf dem sonnendurchflute-
ten Opernplatz wartete die aufgebaute Büh-
ne auf die Redebeiträge. DGB-Chef Rudolph 
eröffnete und verurteilte den Weg der hessi-
schen Landesregierung auf Schärfste. Insbe-
sondere bezog er auch die Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamten in seinem Redebeitrag 
mit ein, die auch an dem Tag für Sicherheit 
und Ordnung sorgten und mit Blick ins nahe 
Neu-Isenburg auch die dort zeitgleich statt-
findenden Demonstrationen aufmerksam be-
gleiteten. Keine freien Wochenenden, keine 
freien Feiertage, die Auftragsbücher unse-
rer Polizei sind proppenvoll! Rudolph ver-
deutlichte zudem die einsetzende Fachkräf-
temisere, die den öffentlichen Dienst in Hes-
sen jetzt insbesondere treffen werde. „Dieses 
Besoldungsdiktat und die Nichtbesetzungen 
werden wir nicht einfach hinnehmen. Wir 
erwarten von den politischen Verantwortli-
chen in Land und Bund eine Politik, die den 
Reichtum gerechter verteilt. Gerade vor der 
anstehenden Bundestagswahl betonen wir: 

‚Holt euch das fehlende Geld von den Millio-
nären, nicht von Polizist*innen, Feuerwehr-
leuten und Lehrer*innen‘“, forderte Micha-
el Rudolph

GdP-Landeschef Mohrherr machte aus 
seinem Herzen erneut keine Mördergru-
be und ging mit den Verantwortlichen in 
Wiesbaden einmal mehr hart ins Gericht. 
„Unser Protest, den wir von Kassel über 
Alsfeld, Wiesbaden und Darmstadt heute 
erneut nach Frankfurt tragen, darf nicht 
enden! Die CDU-geführte Landesregierung 
hat einen Tabubruch begangen, indem sie 
das Beamtenrecht einmal mehr vom Tarif-
recht abgekoppelt hat! Die SPD macht das 
einfach mit – so können wir das nicht hin-
nehmen! Wir sind die Ersten an Tatorten 
wie Solingen, Magdeburg oder Aschaffen-
burg. Wir identifizieren Leichen und Kin-
derleichen, überbringen Todesnachrichten 
und sprechen als Erste mit Hinterbliebenen. 
Am 31. Januar jährte sich der Mord an ‚zwei 
von uns‘ in Kusel das zweite Mal. Am 7. Ja-
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nuar wurde ‚einer von uns‚ in Lauchham­
mer bei einer Verkehrskontrolle kaltblütig 
ermordet!

Das ist die aktuelle Lebensrealität und 
der Arbeitsalltag unserer Polizei von heu­
te. Wer hier vom sicheren Arbeitsplatz des 
Beamten spreche“, gemeint sind politische 
Narrative der Wortführer Rhein, Lorz und 
Mansoori in der Landesregierung, „der hat 
den Schlag nicht gehört!“ Mohrherr forder­
te abschließend neben der Beseitigung der 
verfassungswidrigen Alimentierung, auch 
die Personaldebatte nicht weiter zu ignorie­
ren! Annähernd vier Millionen Überstunden 
sprechen bei der Polizei für sich!

Die Demonstrierenden machten deut­
lich, dass sie klare politische Veränderun­
gen fordern:

•	 Keine Besoldungskürzungen
•	 �Kein Stellenabbau im öffentlichen Dienst
•	� Ein gerechteres Steuersystem, das die 

breite Mehrheit entlastet und Reiche 
stärker in die Verantwortung nimmt

•	� Mehr Investitionen in Bildung,  
Infrastruktur und den Wandel  
der Arbeitswelt

•	 �Eine finanzielle Stärkung der Kommunen 
•	� Respekt und soziale Sicherheit für alle 

Beschäftigten

In Krisenzeiten seien die Menschen auf ei­
nen handlungsfähigen Staat mit finanzi­
ell gut ausgestatten Kommunen und star­
ke soziale Sicherungssysteme angewie­
sen. Gleichzeitig stehe die Arbeitswelt vor 
großen Herausforderungen. Dort brauche 
es deutlich mehr Investitionen für die er­
folgreiche Transformation, Bildung, In­
frastruktur. Wenn die öffentliche Hand in 
einer Krise noch zusätzlich kürzt, werde 
Vertrauen zerstört und der wirtschaftliche 
Aufschwung verhindert.

Jens Mohrherr,  
Landesvorsitzender

Vorsicht! Adhäsionsverfahren 
kann zum Bumerang werden
Immer häufiger werden unsere Kolleginnen 

und Kollegen im Dienst angegriffen oder 
müssen sich mit Widerstandshandlungen 
auseinandersetzen. Leider sind meist Verlet­
zungen physischer oder psychischer Art die 
Folge. Zu oft müssen die verletzten Kollegin­
nen und Kollegen für die Anerkennung eines 
Dienstunfalles für ihr Recht kämpfen, da ger­
ne bei der Sachverhaltsprüfung eine angebli­
che degenerative Vorerkrankung zur Ableh­
nung als Begründung aufgeführt wird. Aber 
damit ist nicht genug, denn wird von den Ver­
letzten angestrebt, einen zustehenden Scha­
densersatz/Schmerzensgeld einzufordern, 
muss dies oft vor Gericht geschehen, wenn 
vorher kein Ausgleich stattgefunden hat.

Das Einfordern der Schadensersatz­
ansprüche kann auf verschiedenen Wegen 
stattfinden. Der klassische Fall ist das Einfor­
dern des rechtmäßigen Schmerzensgeldes in 
einem Zivilprozess. In diesem Verfahren wer­
den anschließend auch die Kosten des Ver­
fahrens dem Schädiger auferlegt. Eine weite­
re Möglichkeit ist das Adhäsionsverfahren.

Was ist ein Adhäsionsverfahren? Im Ad­
häsionsverfahren (von lateinisch adhaesio 
„das Anhaften“, vgl. Adhäsion) können im 
deutschen Prozessrecht zivilrechtliche An­
sprüche, die aus einer Straftat erwachsen, 
statt in einem eigenen zivilgerichtlichen Ver­
fahren unmittelbar im Strafprozess geltend 
gemacht werden, sofern der Streitgegenstand 

noch nicht anderweitig gerichtlich anhängig 
gemacht worden ist. (Wikipedia)

Dieses Verfahren wird betrieben, wenn 
auf Antrag des Geschädigten die Schadens­
ersatzansprüche schon im Strafverfahren 

(z. B. Körperverletzung, Widerstand etc.) 
mitverhandelt werden sollen. Das Verfahren 
wird auch gerne als zwei in eins bezeichnet.

Da uns aber leider immer mehr Fälle be­
kannt werden, dass im Adhäsionsverfahren 
Forderungen aufgrund mangelnder Formu­
lierungen abgewiesen oder als zu hoch einge­

stuft wurden, kam es dazu, dass Prozesskos­
ten für das Verfahren den Kolleginnen und 
Kollegen prozentual auferlegt wurden. Das 
bedeutet, es wurden die Verletzungen nicht 
oder nur mangelhaft ohne ärztliche Atteste 
dokumentiert, Schmerzensgeldforderungen 
wurden zu hoch oder gar nicht beziffert und 
deshalb vom Strafrichter abgelehnt oder ab­
gesenkt, was dazu führte, dass wegen des 
höheren Prozessaufwandes Kosten prozen­
tual auf die Kollegin bzw. den Kollegen um­
gelegt wurden. Also eine berechtigte Forde­
rung endete damit, dass noch Kosten für die 
Gerichtsverhandlung privat bezahlt werden 
mussten. Also Vorsicht, wenn ein Antrag auf 
ein Adhäsionsverfahren gestellt werden soll. 
Gerne wird von den Polizeibehörden auf die­
ses Verfahren bei der Beantragung eines be­
hördlichen Rechtsschutzes hingewiesen, da 
es evtl. nicht so kostenintensiv wie in einem 
eigenen Zivilprozess werden könnte. Das Ri­
siko des oben Geschilderten trägt leider je­
doch der oder die verletzte Kollegin oder Kol­
lege selbst. Deshalb empfehlen wir in jedem 
Fall vor Beantragung eines Adhäsionsverfah­
rens Rücksprache mit der Rechtsschutzkom­
mission unserer GdP. Gerne beraten und un­
terstützen wir, damit das Adhäsionsverfah­
ren nicht zum Bumerang wird.

Karsten Bech, 
Rechtsschutzkommission
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Das sind die Folgen für uns
Ein Blick auf die Internetseite des Regie­

rungspräsidiums Kassel zeigt uns, dass 
der Rückstand in der Bearbeitung eines 
„normalen“ Beihilfeantrags 32 Arbeitstage 
oder knapp sieben Wochen beträgt. Wer das 
Pech hat, Pflegeaufwendungen geltend ma­
chen zu müssen, darf derzeit sogar acht Wo­
chen auf sein Geld warten.

Das sind die nackten Zahlen. Wenn ich 
aber dahinterschaue, was diese Zahlen für 
einen beihilfeberechtigten Pensionär bedeu­
ten, dann sollten wir uns nicht weiter ver­
trösten lassen. Eine Rechnung einer Pflege­
einrichtung für einen Monat Aufenthalt im 
Bereich der preiswerten Angebote im Pfle­
gegrad 4 beträgt derzeit rd. 5.200 €. Hier­
von ab gehen 556,50 € Leistung der priva­
ten Pflegeversicherung (30 % von 1.855 €). 
Für den Rest von 4.643,50 € steht der Pensi­
onär ganz allein im Obligo. Bei zwei Mona­
ten Bearbeitungsdauer bedeutet dies: Dieser 
Pensionär muss allein bei den Pflegeaufwen­
dungen für 9.287 € in Vorlage treten.

Da die Beihilfestelle auf ihrer Homepage 
dafür wirbt, Pflegeaufwendungen getrennt 
von den übrigen Aufwendungen geltend zu 
machen, kommen die Aufwendungen für die 
medizinische Versorgung noch hinzu. Hat 
sich unser Pensionär im Oktober 2024 eines 
kleinen Eingriffs in einer Klinik unterziehen 
müssen, mit stationärem Aufenthalt von nur 
zwei Tagen, sind für das Krankenhaus viel­
leicht 5.600 € entstanden. Die private Kran­
kenkasse erstattet im Wege der direkten Ab­
rechnung 20 %, also 1.120 €, an die Klinik. Für 
den Beihilfebetrag von 4.480 steht der Bei­
hilfeberechtigte mit einem Zahlungsziel von 
meist zwei bis vier Wochen im Obligo. Eine 
Woche nach Einreichung des Beihilfeantrags 
für die Krankenhausrechnung kommen die 
beiden Chefarztrechnungen über insgesamt 
3.400 € bei ihm an. Hiervon übernimmt die 
private Krankenversicherung wieder 20 %, 
also 680 €. Den Beihilfeanspruch von 2.720 € 
macht der Pensionär mit einem weiteren Bei­
hilfeantrag geltend, auf dessen Bearbeitung 
er dann sieben Wochen warten darf. Im vor­
liegenden Beispielfall muss unser Pensionär 
also für 16.487 € für mindestens zwei Mona­
te in Vorlage treten. Stellt man dem gegen­
über, dass die Alimentation eines pensionier­
ten Polizeioberkommissars derzeit rd. 3.300 € 

beträgt, wovon der Lebensunterhalt auch für 
den Ehepartner zu bestreiten ist, bleibt festzu­
stellen, dass hier eine erhebliche Diskrepanz 
zwischen dem Anspruch auf amtsangemesse­
ne Alimentation und den tatsächlichen Leis­
tungen des Dienstherrn besteht. Wer von uns 
hat 16.000 € freies Kapital auf dem Bankkon­
to, nur um die Beihilfe dauerhaft vorzufinan­
zieren?

Die Hessische Beihilfenverordnung (HBeih­
VO) bietet die Möglichkeit der Beantragung ei­
nes Abschlags (§ 17 Abs. 7 HBeihVO) auf die zu 

erwartende Beihilfe. Der auf der Homepage der 
Beihilfenstelle verfügbare Vordruck ist zwar 
eigentlich nur für stationäre Aufenthalte kon­
zipiert, erfüllt aber seinen Zweck. Wer keine 
Möglichkeit hat, den Vordruck aus dem Netz 
auszudrucken, kann einen gedruckten Vor­
druck auch von seiner Kreisgruppe erhalten. 
Ich rege an, den Antrag auf Zahlung eines Ab­
schlags gesondert von dem Beihilfeantrag bei 
der Beihilfenstelle in Hünfeld einzureichen. 
Das Ausfüllen kann nach dem Muster erfolgen.  
Gerhard Kaiser
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Mit viel Spaß und Herzblut haben zahlrei-
che engagierte Kolleginnen und Kollegen 

der Kreisgruppe Kassel in den vergangenen 
zwei Jahren dabei geholfen, die Veranstaltung 
zur Verleihung des GdP-Sterns zu planen. 

Seit 1987 verleiht die Kreisgruppe in Kas-
sel diese Auszeichnung an Personen des öf-
fentlichen Lebens, welche sich durch ihre Ar-

beit um das Wohl 
und Ansehen der 
Polizei in der Öf-
fentlichkeit ver-
dient gemacht 
haben. Am 23. Ja-
nuar 2025 war es 
dann endlich so 
weit. Um 20 Uhr 
war die Stadthal-
le in Baunatal bis 

auf den letzten Platz gefüllt, und die nächs-
ten zwei Stunden konnten unsere Gäste ein ab-
wechslungsreiches Programm genießen.

Mario Barth und Marisa Burger waren zu-
vor von dem Auswahlgremium der Kreisgrup-
pe Kassel als Preisträger für die Jahre 2024 und 
2025 bestimmt worden. Beide hatten auch ihr 
persönliches Erscheinen zur Preisübergabe 
zugesagt und wurden entsprechend mit Span-
nung erwartet, um ein Autogramm zu bekom-
men und den Moment für ein persönliches Ge-
spräch zu nutzen. Aber live ist live und schon 
Murphys Gesetz weist darauf hin: Alles, was 
schiefgehen kann, geht schief. 

Unsere Moderatorin Kerstin Leitschuh 
befragte Stefan Rüppel und mich folge-

richtig zur Belustigung der Gäste zu Be-
ginn der Veranstaltung auf der Bühne mit 
einem Augenzwinkern in der Anmodera-
tion nach all den Dingen, die nicht ganz 
nach Plan verlaufen waren. Von den Pla-
nungsschwierigkeiten der Terminkalen-
der der Stars angefangen über das Missge-
schick des Postversandes, dem beide Glas-
trophäen heruntergefallen waren, bis hin 
zu der Frage, wo Herr Barth denn nun ei-
gentlich abgeblieben sei.

Letzterer war zwar am Vormittag noch bei 
uns in Kassel, weil er für seine Sendung „Ma-
rio Barth deckt auf“ einen Drehtermin ver-
einbart hatte, aber dann kam ein „Notruf“ 
seiner Familie dazwischen, um welchen er 
sich persönlich kümmern musste. Wir dreh-
ten aber noch schnell eine Grußbotschaft für 
unsere Gäste, welche wir über Video einspie-
len konnten. Hierin bedankte sich Herr Barth 
für den Preis und versprach, dass er als Wie-
dergutmachung für seinen Auftritt in Kassel 
im November ein Kontingent an Freikarten 
zur Verfügung stellen möchte. Danach durf-
ten die Gäste eine atemberaubende Vorfüh-
rung der Sportakrobatengruppe des SV Har-
leshausen bestaunen, die die gesamte Halle 
am Ende mit stehendem Applaus belohnte.

Im Anschluss hielt Stephan Röther die 
Laudatio für Marisa Burger. Diese spielt seit 
25 Jahren in der Serie die Rosenheim Cops 
die Rolle der Miriam Stockel und zeigt in 
über 500 Folgen dieser beliebten Sendung, 
wie unverzichtbar der tägliche Dienst unse-
rer Angestellten für die Arbeit der Polizei ist. 

Frau Burger nahm den Preis sichtlich ge-
rührt entgegen und widmete ihn spontan al-
len Verwaltungsangestellten, um deren Ar-
beit ihren Respekt zu zollen. Eine tolle Ges-
te, die mit viel Beifall belohnt wurde.

Den Abschluss der Veranstaltung bildete 
die Ehrung von unseren Kolleginnen und Kol-
legen des Kompetenzteams taktische Medizin, 
welche in ihren zehn Jahren Arbeit bereits 
über 1.000 Menschen beschult haben. Diese 
wurden als Gewerkschafter des Jahres geehrt, 
um ihnen unseren Respekt und unsere Aner-
kennung entgegenzubringen. Am Ende durf-
ten sich alle, die an der Planung und Durch-
führung der Veranstaltung mitgewirkt haben, 
über viel Lob und die vielen glücklichen Men-
schen aus dem Kreis der Gäste freuen. 

Aber nach der Veranstaltung ist ja bekannt-
lich vor der Veranstaltung und so heißt es erst 
mal kurz durchatmen, dann Ärmel hochkrem-
peln und von vorne beginnen – die nächste 
Verleihung ist ja schon in zwei Jahren!
Lars Elsebach

GdP-Stern-Verleihung der 
Kreisgruppe Kassel 2025
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Urteil zu Hochrisikospielen

1  https://www.tagesschau.de/inland/regional/hessen/hr-mit-fast-einer-million-euro-strafe-ist-eintracht-frankfurt-randale-meister-102.html

Das Land Bremen hat den seit 2015 ge-
führten Rechtsstreit gegen die Deut-

sche Fußball Liga (DFL) gewonnen: Die DFL 
muss für Hochrisikospiele der Bundesliga 
in Bremen grundsätzlich Gebühren bezah-
len und sich damit an den Kosten der Poli-
zeieinsätze im Zusammenhang mit der Ver-
anstaltung beteiligen.

Ein über zehn Jahre andauernder Rechts-
streit endete im Januar in Karlsruhe vor dem 
Bundesverfassungsgericht. Ein Ergebnis ist 
bereits in der Überschrift zitiert. Was bedeu-
tet das für das Bundesland Hessen? Ein ers-
ter medialer Aufschlag des Innenministers 
dazu bringt vorerst keine neue Erkenntnis: 
Hessen begrüßt den Beschluss in Karlsruhe, 
will aber dafür eintreten, dass es eine bun-
deseinheitliche Lösung geben soll. So weit, 
so gut. Einzig das Bundesland Bremen darf 
sich nunmehr als Gewinner fühlen. Es ist 
ein Urteil mit Signalwirkung: Alle Bundes-
länder dürfen der DFL und damit den Klubs 
der 1. und 2. Bundesliga die Mehrkosten für 
Polizeieinsätze bei sogenannten „Hochri-
sikospielen“ in Rechnung stellen. Selbst-
redend ist der polizeiliche Kräfteaufwand 
für die Polizei auch in hessischen Stadien, 
je nach Paarung und erfolgter Sicherheits-
bewertung durch die Polizei, immens. Wie 
werden sich die Innenministerinnen und In-
nenminister der Länder und des Bundes po-
sitionieren? Zunächst sind die Bundestags-
wahlen abzuwarten. Es wird also noch eini-
ge Zeit in Anspruch nehmen.

Auch nicht vergessen sind die vielen häss-
lichen Szenen in den Arenen der 1. bis 3. Bun-
desligen, in der sich auch häufig Fangruppen 
von Eintracht Frankfurt hervortun. Eine Ver-
lautbarung zum Jahresende 2024 ließ aufhor-
chen: Die Eintracht ist fast Millionär, was 
die Strafzahlungen in der Saison 2023/24 
anbetrifft. Die Nachrichtenagentur dpa hat 
die Strafen der 56 deutschen Profiklubs für 
Pyro und Gewalt bei Fußballspielen zusam-
mengezählt. Demnach ist Eintracht Frank-
furt „Randale-Meister“, gefolgt von einigen 
Zweitligisten. (…) Die Ereignisse vom Stutt-
gartspiel trugen mit einer Strafe in Höhe von 
250.000 Euro maßgeblich dazu bei, dass die 

Nachrichtenagentur dpa die Eintracht nun 
zum „Randale-Meister“ der Saison 2023/24 
ausrief (…). Insgesamt musste die SGE in der 
vergangenen Spielzeit 918.950 Euro Stra-
fe für Gewalt- und Pyrovergehen zahlen, 
dahinter folgen Bundesligaabsteiger 1. FC 
Köln mit 725.750 Euro und Zweitligist 1. FC 
Kaiserslautern mit 673.100 Euro. Insgesamt 
12,5 Millionen Euro mussten die 56 Klubs der 
Bundesliga, der 2. und 3. Liga an Strafzah-
lungen berappen. Der Großteil der Urteile 
wurde im Zusammenhang mit pyrotechni-
schen Vorfällen gefällt.1

Unsere Kolleginnen und Kollegen hatten 
im besagten Spiel Eintracht Frankfurt gegen 
VfB Stuttgart am eigenen Leib erfahren müs-
sen, wie durch die sogenannten Fans mas-
siv Gewalt ausgeübt wurde. Derzeit lauf von 
staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahren in 
Frankfurt, auch gegen Polizeibeamte! Klar 
ist, dass Fehlverhalten in den eigenen Rei-
hen nicht geduldet wird! Woche für Wo-
che werden unsere Polizeibeschäftigten bei 
Fußballspielen bis in die 3. Liga eingesetzt. 
In den Fußballstadien nehmen gewalttä-
tige Einsätze zu! Durchreisender Fanver-
kehr auf Schienen oder in Bussen ist gerade 
in Hessen immer wieder Auslöser von Ge-
waltexzessen. Es reicht offensichtlich nicht 
aus, beispielsweise bei Lokalderbys, die na-
turgemäß eine besondere Aggressivität be-
inhalten, sich in den einschlägigen Fan
szenen mit Gewalt und Hass zu begegnen. 
Der Staat, vertreten durch die Innenminis-
ter (Sportminister) der Länder und die Bun-
desinnenministerin, ist aufgerufen, schnell 
über diese zunehmende Gewalt intensiv zu 
beraten. Wenn „Gewalttäter Sport“ identi-
fiziert sind, müssen auch spürbare Konse-
quenzen folgen! Stadionverbote und deren 

konsequente Durchsetzung dürfen nicht 
zum „Tabuthema“ verkommen. Wer Rechts-
güter wie körperliche Unversehrtheit, Leib, 
Leben und Gesundheit anderer durch Aus-
übung von brutaler Gewalt in Fußballstadi-
en „in Kauf nimmt“, muss konsequent und 
dauerhaft aus unseren Fußballarenen aus-
geschlossen werden.

Stadionverbote für gewaltbereite Fans 
müssen die Regel – und dürfen nicht die 
Ausnahme sein! Der Bundesvorsitzende der 
GdP, Jochen Kopelke, ist sich sicher: Das Ur-
teil hat eine weitreichende Konsequenz. Es 
betrifft nicht mehr nur die Polizeieinsätze 
bei Fußballspielen, sondern alle kommer-
ziellen Großveranstaltungen mit Konflikt-
potenzial. Die Entscheidung wird ein Prä-
zedenzfall für ganz Deutschland sein und 
wird den Umgang mit der Finanzierung sol-
cher Einsätze grundsätzlich beeinflussen. 
Vordergründig sieht die GdP eine steigen-
de Arbeitsbelastung für die Polizeiverwal-
tung durch mehr eingehende Gebührenbe-
scheide, die erlassen werden müssten. Wer 
rechtssicher Polizeirechnungen stellen will, 
muss nun die Polizeiverwaltung ertüchti-
gen. Wir als hessische GdP begrüßen die Ab-
sicht unseres Innenministers, für eine bun-
deseinheitliche Regelung zu werben und 
diese schnellstmöglich umzusetzen. Einen 
föderalen Flickenteppich bei einer etwai-
gen Gebührenerhebung für Polizeieinsätze 
bei Hochrisikospielen, Rheinland-Pfalz und 
Niedersachsen bereiten gerade eine Gebüh-
renordnung vor, kann man den Bürgerinnen 
und Bürgern unseres Landes nicht vermit-
teln. Als GdP sehen wir Politik, Fußballver-
eine und die Deutsche Fußball Liga (DFL) 
in der Verantwortung, endlich ein gemein-
sames Konzept gegen die wachsende Zahl 
an Übergriffen auf Polizistinnen und Poli-
zisten, auf andere Ordnungskräfte sowie die 
Anhänger anderer Vereine vorzulegen. Auch 
das ständige, schon fast selbstverständlich 
gewordene Abbrennen von Pyrotechnik in 
den Stadien muss hierbei miteinbezogen 
und endlich unterbunden werden.

Jens Mohrherr
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 „Wenn der Verein nicht in 
der Lage oder nicht willens 
ist, die Verursacher zu 
belangen, dann muß eben 
dieser Verein zahlen.
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Erfolg für die GdP Hessen
Polizeiinternes Chatsystem „Julius“ wird zum 
gewerkschaftlichen Infokanal – GdP-Kanäle sind nun 
in allen Präsidien vorhanden!

Die digitale Kommunikation innerhalb
der hessischen Polizei läuft seit einigen 

Jahren mehr und mehr über das Chatsys-
tem „Julius“. Der interne Messenger „Julius“ 
dient der Polizei Hessen als sichere Kommu-
nikationsplattform und ist für alle Beschäf-
tigten verfügbar. Jedes mobile Endgerät und 
jeder Arbeitsplatz der hessischen Polizei ist 
mit dem System verbunden.

Die GdP hat hier einen neuen Meilenstein 
erreicht: Über „Julius“ versorgen die Bezirks-
gruppen der Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
Hessen nun erfolgreich alle Präsidien mit ge-
werkschaftlichen Informationen. Die Reso-
nanz unter den Beamtinnen und Beamten 
ist durchweg positiv – ein wichtiger Schritt 
für Transparenz, Austausch und eine starke 
Interessenvertretung innerhalb der Polizei.

Digitale Gewerkschaftsarbeit im 
Polizeialltag

Die GdP hat früh bereits das Potenzial die-
ses Kanals erkannt und sich dafür eingesetzt, 
dass gewerkschaftliche Inhalte über „Julius“ 
verbreitet werden können. Mit Erfolg: Inzwi-

schen erhalten die Kolleginnen und Kollegen, 
die sich in die offenen Kanäle frei einwählen 
können, regelmäßig aktuelle Informationen 
zu Tarifverhandlungen, Dienstrecht, Arbeits-
bedingungen, Veranstaltungen, Aktionen 
und weitere gewerkschaftliche Aktivitäten 
direkt auf ihr dienstliches Endgerät.

Positive Resonanz in 
allen Präsidien

Die Einführung der Infokanäle wurde von 
den Beschäftigten durchweg positiv aufge-
nommen. Viele Kolleginnen und Kollegen 
begrüßen die Möglichkeit, schnell und un-
kompliziert über gewerkschaftliche Themen 
informiert zu werden – insbesondere, da der 
Polizeialltag oft wenig Raum für persönliche 
Treffen oder lange Recherchen lässt.

„Es ist großartig, dass wir nun direkt 
über unseren internen Messenger unsere 
Mitglieder und alle Interessierten mit ak-
tuellen Informationen versorgen können“, 
sagt Sebastian Schubert aus der Bezirks-
gruppe Westhessen. „Wir haben viele Akti-
onen, Veranstaltungen und Informationen, 

die wir hier für alle transparent darstellen 
können. Wir sind als GdP damit viel näher 
dran an den Beschäftigten. Außerdem er-
möglicht der Chat uns neue Wege der Kom-
munikation. Im Gegensatz zu den sozialen 
Medien des Internets können auch Themen 
angesprochen werden, die grundsätzlich für 
den internen Polizeibereich sind. Eine ideale 
Ergänzung zu unseren Auftritten im WWW.“

Ein starkes Zeichen für 
Mitbestimmung und Austausch

Die erfolgreiche Einbindung gewerkschaftli-
cher Informationen in „Julius“ zeigt, dass di-
gitale Kommunikationswege auch für die In-
teressenvertretung immer wichtiger werden. 
Die GdP Hessen setzt sich weiterhin dafür 
ein, diesen Austausch zu stärken und den 
Kolleginnen und Kollegen eine verlässliche, 
gut erreichbare Anlaufstelle zu bieten. Nie-
derschwellige Informations- und Kommu-
nikationsangebote stärken die Bindung zur 
Organisation und binden die Mitglieder.

Mit diesem Erfolg untermauert die GdP 
ihre Rolle als starke Stimme der Polizei
beschäftigten in Hessen – und zeigt, dass 
moderne Gewerkschaftsarbeit längst auch 
digital funktioniert.

Sebastian Schubert
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